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Frank W. Haubold wurde 1955 in Frankenberg (Sachsen) geboren. Nach dem Abitur studierte er Informatik und Biophysik in Dresden und Berlin. Seit 1989 schreibt er Romane, Erzählungen und Kurzgeschichten unterschiedlicher Genres (Science Fiction, Phantastik, Gegenwart) und gewann mehrere Literaturpreise. Einige seiner Erzählungen wurden übersetzt und erschienen u. a. in Russland, Irland, Italien und den USA. Zuletzt erschien die Novellensammlung Jenseits der Dunkelheit (2018). Seit einigen Jahren engagiert sich der Autor auch politisch durch Artikel und Blogbeiträge u. a. für das libertäre Magazin „eigentümlich frei“. 


   

   









Redaktionelle Vorbemerkung 


      


    Die Mehrzahl der nachfolgend zusammengestellten Beiträge erschien zuerst in der Online-Ausgabe des libertären Magazins „eigentümlich frei“. Eine Aufstellung der Online-Beiträge findet sich unter:  


    http://ef-magazin.de/autor/frank-w-haubold 


      


   

   









 


      


    Lasst sie, es sind blinde Blindenführer. Und wenn ein Blinder einen Blinden führt, werden beide in eine Grube fallen. 


    Matthäus 15,14 


      


      


  


  




 

    Zum Geleit 


      


    Kaum zehn Monate sind seit der letzten Ausgabe meiner Anmerkungen zum Zeitgeschehen („Narrenschiff Deutschland“, 2018) vergangen, und leider mehren sich die Anzeichen dafür, dass sich der Niedergang unseres Landes in einem Maße beschleunigt, das selbst die pessimistischsten Prognosen übertrifft. Verfolgt man die Meldungen der letzten Wochen und Monate sowie die Diskussionen in den Leserforen und sozialen Medien, so kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, dass der propagandainduzierte kollektive Wahnwitz nach der sogenannten „Flüchtlingskrise“ mit der aktuell die Schlagzeilen bestimmenden CO2-Hysterie einem weiteren Höhepunkt entgegen strebt. 


    Wie es scheint, sind die Regierenden und ihre medialen Hilfstruppen fest entschlossen, Macht, Pfründen und Deutungshoheit mit allen, selbst den fragwürdigsten Mitteln gegen Kritiker zu verteidigen, notfalls auch um den Preis der Beschädigung nicht nur des gesellschaftlichen Konsenses, sondern auch der inneren Sicherheit, der Sozialsysteme und der wirtschaftlichen Basis. 


    Das umfasst nicht nur die Diffamierung und Ausgrenzung des politischen Gegners im Namen des allgegenwärtigen „Kampfes gegen rechts“, nein, inzwischen kann buchstäblich jedermann zur Zielscheibe werden, der sich auch nur ansatzweise vom immer enger werdenden Korridor der zugelassenen Meinungen entfernt. Sofern es sich um Prominente handelt, wird nicht einmal mehr unpolitisches Agieren zugelassen, wie die Kampagne gegen die Schlagersängerin Helene Fischer beispielhaft zeigt, die erst endete, als die Künstlerin wunschgemäß zu Kreuze kroch und den Hut des Landvogtes endlich mit einem Statement gegen „rechts“ grüßte.  


    Derlei Zwangsbekenntnisse waren bis dato die Domäne totalitärer Systeme, was die Frage aufwirft, inwieweit die Bundesrepublik Deutschland überhaupt noch eine westliche Demokratie mit Meinungspluralismus, freien Medien und unabhängiger Justiz ist. Formal ist dies sicherlich noch gegeben, nur werden die grundgesetzlich garantierten Bürgerrechte immer häufiger unterlaufen, teilweise sogar vom Gesetzgeber selbst, wie der Gummiparagraf 130 StGB beweist, der es eifrigen Denunzianten gestattet, die Urheber beinahe jedweder zuwanderungs- oder islamkritischer Äußerung wegen angeblicher „Volksverhetzung“ anzuzeigen. Zwar führen besagte Anzeigen in den seltensten Fällen zu einem Verfahren oder gar einer Verurteilung, aber das Ziel, die Stigmatisierung des Betroffenen in der Öffentlichkeit, wird dank eifriger medialer Berichterstattung dennoch erreicht.  


    Wie weit die Ausgrenzungsmechanismen gegen Oppositionelle inzwischen gehen, mussten erst jüngst die Eltern eines Kindes erfahren, dem von einer Berliner Waldorfschule die Aufnahme verweigert wurde, weil der Vater als Abgeordneter der AfD im Senat, also einem demokratisch gewählten Gremium, aktiv ist. Diese an die Sippenhaft der Nationalsozialisten gemahnende Maßnahme erregte zwar öffentlich einigen Widerspruch, letztlich entschieden aber willfährige „Juristen“ der rot-rot-grünen Senatsschulverwaltung, dass die Ablehnung rechtens sein, da das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bei Privatschulen nur „eingeschränkt anwendbar“ sei, im Klartext: Natürlich müssen sich Bürger und Institutionen an das geltende Recht halten, es sei denn, es ginge gegen die Opposition. 


    Die politische Unabhängigkeit der Justiz und damit die Trennung von Judikative und Exekutive sind in der Bundesrepublik zwar durch das Grundgesetz vorgegeben, werden aber sogar offiziell unterlaufen, denn der Generalbundesanwalt und die nachgeordneten Bundesanwälte sind weisungsabhängige politische Beamte, die vom Bundesjustizministerium vorgeschlagen und vom Bundespräsidenten ernannt werden. Sie können jederzeit von der Politik abberufen und in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden. Dies hat unter anderem zur Folge, dass Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch (VStGB), die von der Bundesregierung oder einzelnen Regierungsmitgliedern verübt werden, in der Bundesrepublik gar nicht geahndet werden können, da hierfür der weisungsgebundene Generalbundesanwalt zuständig ist! Das sind Verhältnisse wie in einer Bananenrepublik, in der die Machthaber über dem Gesetz stehen. 


    Doch selbst im „normalen“ Strafrecht, in dessen Rahmen die Gerichte formal unabhängig agieren (könnten), mehren sich die Anzeichen dafür, dass der zivilisatorische Grundsatz „Vor dem Gesetz sind alle gleich“ zunehmend im Sinne einer politisch motivierten Rechtsprechung unterlaufen wird. Wie anders wäre es sonst zu erklären, dass der Urheber eines Sprengstoffanschlages gegen eine Dresdner Moschee mit überschaubarem Sachschaden wegen angeblich „versuchten Mordes“ zu zehn Jahren Haft verurteilt wurde, während im Falle eines ähnlichen Anschlags auf ein AfD-Büro in Döbeln, bei dem ebenfalls Menschen verletzt oder getötet hätten werden können, noch nicht einmal Untersuchungshaft für die Tatverdächtigen verhängt wurde? Hier drängt sich der Eindruck der Gesinnungsjustiz förmlich auf, zumal sich die Fälle mehren – zum Beispiel bei Brandstiftungen – in denen die Justiz erkennbar mit zweierlei Maß misst. 


    Vor diesem Hintergrund verwundert es kaum, dass die gewalttätigen Übergriffe auf Personen, Wohnungen, Infostände, Büros und Fahrzeuge, die in Verbindung zur AfD stehen, dramatisch zunehmen, da die Urheber in den seltensten Fällen gefasst und so gut wie nie rechtskräftig verurteilt werden.  Es fällt schwer, hinter der Zurückhaltung von Polizei und Justiz gegenüber Tätern, die zweifellos dem linksradikalem Bereich zuzuordnen sind, keine Methode zu sehen, erst recht, wenn man weiß, dass linksradikale Vereine und Organisationen vom Staat im Rahmen des „Kampfes gegen rechts“ direkt oder indirekt mit Millionensummen gefördert werden. Wie eng die Verflechtungen zwischen staatlich geförderten linkslastigen Vereinen und Stiftungen und dem linksextremen Milieu waren und sind, zeigte sich erst kürzlich, als ein ehemaliger Mitarbeiter der von einer ehemaligen Stasi-Zuträgerin geführten Amadeu-Antonio-Stiftung von der Polizei eher zufällig auf frischer Tat eines Brandanschlags gegen das Fahrzeug eines AfD-Funktionärs ertappt wurde. 


    Nun sind diese unerfreulichen Entwicklungen nichts wirklich Neues ebenso wie die überbordende Zuwanderkriminalität, die sich zunehmend gegen Einheimische richtet, wie dieser Tage sogar die „Welt“ einräumen musste. Zitat: „Insgesamt waren unter den 101.956 Opfern von Straftaten mit tatverdächtigen Zuwanderern 46.336 Deutsche; das waren 19 Prozent mehr als 2017.“ Diese Zahlen aus dem BKA-Bundeslagebild 2018 korrelieren mit den Wahrnehmungen vieler Bürger und zeigen auf, dass die vergleichweise wenigen medial erwähnten Straftaten, bei denen Ross und Reiter benannt werden, nur die Spitze des Eisbergs darstellen. 


    Was wirklich neu ist im Jahr des Herrn 2019, ist die ebenso groteske wie aus Sicht der Urheber erfolgreiche Weltuntergangs-Kampagne, die mit dem Namen Greta Thunberg verbunden ist. Wäre noch vor Jahresfrist ein Schriftsteller oder Filmregisseur auf die Idee gekommen, eine gestörte Halbwüchsige als Gallionsfigur einer generalstabsmäßig geplanten und perfekt inszenierten „Klimarettungs“-Kampagne darzustellen, die über Wochen und Monate die öffentliche Debatte dominiert, hätte man ihm vermutlich exzessiven Drogenkonsum oder zumindest eine überbordende Phantasie unterstellt. Aber genau das geschieht dieser Tage in unserem Heimatland und offenbart auf erschreckende Weise die Leichtgläubigkeit und Medienhörigkeit eines Großteils der Bevölkerung. Die perfide Instrumentierung von Minderjährigen, die keinerlei Sachkenntnis über den Gegenstand des ihnen von Lehrerschaft und Medien nahegelegten Engagements haben, hat schon allein deshalb Erfolg, weil fast jeder Schüler nur zu gern sechs langweilige Schulstunden gegen die Teilnahme an einem Demonstrationsevent eintauscht, für die er zudem auch noch öffentliches Lob empfängt. 


    Aus Sicht des politmedialen Establishments ist dieser Coup allerdings beinahe genial, denn erstens lenkt er von den tatsächlichen Problemen des Landes ab (Ausländerkriminalität, Altersarmut, Wohnungsmangel, Verfall der Infrastruktur, Bildungsnotstand), zweitens treibt er den „Grünen“ neue Wähler zu und drittens erschließt er dem Parteienstaat und seinen Profiteuren neue Einnahmequellen durch die geplante CO2-Abgabe. Die negativen Folgen (Erhöhung der Abgabenlast und der Energiepreise, Beschädigung der Automobilindustrie mit zwangsläufig folgenden Massenentlassungen, Befeuerung eines völlig unnötigen Generationenkonfliktes, Einschränkung der Lebensqualität) nimmt man leichten Herzens ins Kauf, solange Macht und Deutungshoheit damit gefestigt werden.  


    Dass der vorgebliche Anlass der Kampagne, die angeblich existenzbedrohende menschengemachte Klimaerwärmung nicht mehr ist als eine fragwürdige Hypothese, die von eindeutig zu benennenden Interessegruppen lanciert wurde, wird vom Trommelwirbel der Dauerpropaganda derart übertönt, dass es den Initiatoren der Kampagne leichtfällt, Kritiker als „Klimalügner“ (ein ebenso hirnrissiger wie demagogischer Kampfbegriff) zu verunglimpfen.  


    Allerdings muss man einräumen, dass zu jeder erfolgreichen Kampagne zwei Parteien gehören, die der Propagandisten und ihre Hintermänner auf der einen Seite und auf der anderen diejenigen, die auch die dümmste und durchschaubarste Propagandabehauptung wie warme Honigmilch einsaugen und frohgemut weiter gen Abgrund ziehen wie die Blinden auf dem titelgebenden Gemälde von Pieter Bruegel dem Älteren.
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 Ein Held namens Joe 


    Ein Konzernlenker auf Abwegen 


      


    Zunächst ein Eingeständnis: In Wirklichkeit heißt unser Held, der Vorstandsvorsitzende der Siemens AG, gar nicht „Joe“, sondern „Josef“, und auch nicht „Kaeser“ mit „ae“, sondern „Käser“ ähnlich dem bekannten Milchprodukt. Aber klingt „Josef“ nicht nach Ewiggestrigem, provinzieller Enge, staubigen Kirchenbänken und Pausenbroten aus Aluminiumdosen? Zugegeben, der biblische Josef ist aktuell noch weitgehend positiv konnotiert, aber unser Herr Joe stünde nicht dort, wo er jetzt steht, wenn er nicht mit der Zeit gehen würde. Und da wäre ein christlicher Vorname wie „Josef“ gewiss eine arge Zumutung für seine hochsensiblen Geschäftspartner in Saudi-Arabien, dem Iran oder Ägypten... 


    Ganz anders „Joe“. Beim Klang dieses Namens kann man doch den Duft der großen weiten Welt förmlich riechen, die Vibrationen der Harley auf der Route 66 fühlen und dabei Jimi Hendrix‘ „Hey Joe“ im Ohr haben. Sehnsucht nach Weltläufigkeit, Marlboro-Panoramen und globaler Bedeutung, dein Name sei Joe. Und dem lästigen Milchprodukt machte dann schon ein schickes „ae“ den Garaus... 


    Unser Herr Joe steht für globale Präsenz und natürlich – wie es sich für einen ehemaligen Finanz-vorstand gehört – für satte Konzerngewinne und Dividenden für die Aktionäre. Dass dabei auch ein paar Brosamen fürs eigene Portefeuille abfallen – im Jahr 2016 waren es laut „Tagesspiegel“ läppische sieben Millionen Euro –, dürfte eine Selbstverständlichkeit sein, die ihm nur kleingeistige Neider missgönnen.  


    Solche Kleingeister waren es im Übrigen auch, die so gar kein Verständnis zeigten, als der mit sechs Milliarden Jahresgewinn knapp an der Insolvenz vorbeischrammende Konzern im Jahr 2017 aus Gründen der Zukunftssicherung ankündigte, bescheidene 6.900 Stellen zu streichen. Dabei beherzigte der wackere Konzernlenker laut „Tagesspiegel“ doch nur den Ratschlag seiner Mutter: „Gib nicht mehr Geld aus, als du einnimmst, sonst musst du verarmen.“ (!) Dass Herr Joe vermeiden möchte, dass der Ruin mit hartem Knöchel an die Tür seiner bescheidenen Heimstatt klopft, sollte eigentlich jedermann einleuchten... 


    Immerhin tut Herr Joe doch einiges dafür, dass dem aufs Engste mit der Bundesregierung verbundenen Konzern die Großaufträge nicht ausgehen. So reiste er mit Angela Merkel zu den hochgeschätzten Geschäftspartnern, den demokratieseligen Scheichs nach Riad, die höchstens freitags ein paar heimischen Störenfrieden den Kopf abschlagen lassen, um dort milliardenschwere Verträge abzuschließen, was einem Moralisten wie ihm zweifellos schlaflose Nächte bereitet haben dürfte. So wie auch das exklusive Treffen mit Ägyptens Putschisten-General Abd al-Fattah as-Sisi, das dem Konzern letztlich Verträge im Wert von acht Milliarden Euro einbrachte. 


    Zu den humanitären Leistungen seines ägyptischen Vertragspartners bemerkt Wikipedia zwar unfairerweise: „Seit August 2013 wurden Hunderte Demonstranten erschossen, wie etwa beim Blutbad in Kairo und Gizeh 2013. Über 500 Regierungsgegner wurden zumeist in Schnellprozessen zum Tode verurteilt und Tausende Anhänger sowohl der Muslimbruderschaft als auch demokratische Aktivisten und Politiker wie Ahmed Maher inhaftiert. Andere Politiker wie Mohammed el-Baradei gingen ins Ausland. Demokratische Organisationen und Parteien wurden als ‚terroristische Vereinigungen‘ zerschlagen. Die Medien wurden unter as-Sisis Führung und späterer Präsidentschaft gleichgeschaltet und weitere grundlegende Rechte außer Kraft gesetzt.“ Aber Geld stinkt bekanntlich nicht und ist selbst in Militärdiktaturen wie Ägypten nur mittelbar mit Blut getränkt, und mit Geld kennt sich unser Herr Joe ja bestens aus. 


    Böse Zungen wie die Ex-Siemens-Manager Kutschenreuter und Siekaczek behaupten zwar, mitunter auch etwas zu gut, aber da deren Aussagen gegenüber der Staatsanwaltschaft, Kaeser habe während seiner Zeit bei der Siemens-Sparte für mobile Telekomnetze von den schwarzen Kassen gewusst, vom Konzern bestritten wurden, gilt Herr Joe zumindest aus Firmensicht weiterhin als unbelastet. 


    Wie aber kam es dazu, dass der zuvor wegen des geplanten Stellenabbaus und diverser Russland-Kontakte harsch kritisierte Konzernchef plötzlich zum Helden des politisch-medialen Establishments avancierte? 


    Die Antwort findet sich in einem Twitter-Statement, das Herr Joe als Reaktion auf eine angeblich ausländerfeindliche Äußerung der AfD-Co-Fraktionsvorsitzenden Alice Weidel abgab. Zwar war für jeden Denkfähigen und -willigen klar erkennbar, dass sich der von Weidel gewählte Begriff „Taugenichtse“ auf „alimentierte Messermänner“ bezog und nicht etwa auf „Burkas“ (was völlig sinnfrei wäre) oder „Kopftuchmädchen“, die doch selbst Opfer einer archaisch-frauenfeindlichen Ideologie sind. Aber Textpassagen sind offenbar schwerer zu deuten als Zahlen, weshalb Herr Joe sich bemüßigt fühlte, nachfolgenden Text als Erwiderung zu twittern: „Lieber ‚Kopftuch-Mädel‘ als ‚Bund Deutscher Mädel‘. Frau Weidel schadet mit ihrem Nationalismus dem Ansehen unseres Landes in der Welt. Da, wo die Haupt-Quelle des deutschen Wohlstands liegt.“ 


    Nun eignet sich der Kurznachrichtendienst Twitter ohnehin eher für plakative Statements als für differenzierte und inhaltlich ernst zu nehmende Aussagen, aber ein wenig mehr Substanz sollte man vom Vorstandsvorsitzenden eines Großkonzerns schon erwarten. Wäre Kaeser der kritischen Selbstreflexion fähig, so hätte ihm auffallen müssen, wie absurd und geschichtsfern es ist, eine in einer lesbischen Beziehung lebende ehemalige Investmentbankerin in die Nähe des Familienbildes des NS-Regimes und seiner Unterorganisationen zu rücken. Als kaum weniger unsinnig erweist sich der Nachsatz, denn deutsche Waren werden wegen ihrer Qualität und ihres Preis-Leistungs-Verhältnisses gekauft und nicht wegen eines hypothetischen „Ansehens Deutschlands in der Welt“. Anderenfalls hätte insbesondere in den Nachkriegsjahrzehnten kaum ein deutsches Produkt exportiert werden können. Es ist also ebenso demagogisch wie unzutreffend, zu behaupten, der deutsche „Wohlstand“, der ohnehin eine propagandistische Fiktion ist, wenn man zum Beispiel das mediane Familienvermögen betrachtet, könnte durch die innenpolitischen Aussagen einer Oppositionspartei relevanten Schaden nehmen. 


    Da aber sachliche Erwägungen im allgegenwärtigen „Kampf gegen rechts“ seit Jahr und Tag keine Rolle mehr spielen, wurde Herr Joe von einem Tag auf den anderen zum Liebling des medialen Mainstreams, was nicht nur seinem Ego schmeichelte, sondern offenbar auch den unwiderstehlichen Drang in ihm erzeugte, sein Engagement gegen die Wiedergänger des Bösen namens AfD zu intensivieren. 


    Doch seine Dax-Kollegen, die er zu einer gemeinsamen Initiative überreden wollte, zeigten sich wenig begeistert, wie er gegenüber der „Welt“ selbst zu Protokoll gab. „Der Chef eines Autokonzerns etwa habe mit Blick auf die Wahlergebnisse der AfD zu bedenken gegeben, dass dann ‚womöglich 19 Prozent meine Autos nicht mehr kaufen‘.“ Diese durchaus realistische Sichtweise wäre auch Herrn Joe anzuraten, aber wie es scheint, hat der umtriebige Konzernlenker die Ebene des Rationalen bereits verlassen. Anstatt darüber nachzudenken, weshalb sich immer mehr Menschen der AfD zuwenden, bedient er in reichlich perfider Manier die Nazikeule und schreckt nicht einmal davor zurück, die Opfer des NS-Regimes für seinen Feldzug zu instrumentalisieren. „Er zog einen direkten Vergleich zur Hitler-Zeit. Auch damals sei in den Anfängen zu viel geschwiegen worden. Der Bruder seiner Mutter sei im KZ Dachau ermordet worden, weil er nicht zur Hitler-Jugend ging. Die jungen Menschen seien in den Bund Deutscher Mädel oder die Hitler-Jugend gezwungen worden, ‚weil jemand zu viel geschwiegen hatte‘. Kaeser wörtlich: ‚Vielleicht muss man doch wieder den Anfängen wehren.‘“ 
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